Sehr geehrter Herr Abgeordneter / sehr geehrte Frau Abgeordnete,
an den Erfolgen in der Zahn- und Mundgesundheit von Kindern und Jugendlichen der letzten Jahrzehnte hat die Kieferorthopädie einen erheblichen Anteil. Das geplante GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz greift aber massiv in die kieferorthopädische Versorgung ein und gefährdet diese nachhaltig. Durch die geplanten Regelungen drohen soziale Unterschiede künftig wieder an den Zähnen erkennbar zu sein.
Daher wende ich mich mit äußerster Sorge heute an Sie und bitte Sie als Abgeordneten/ Abgeordnete in meinem Wahlkreis um Ihre dringende Unterstützung. 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Einführung eines Fachzahnarztvorbehalts für die vertragszahnärztliche kieferorthopädische Behandlung kommt für Zahnärztinnen und Zahnärzte, die auch kieferorthopädisch arbeiten, einem faktischen Berufsverbot für GKV-Versicherte gleich – mit fatalen Folgen. 
Deutschlandweit würden insgesamt mindestens 25 % der Leistungserbringer für Kieferorthopädie verloren gehen, über 920.000 Versicherte in Deutschland würden zukünftig ihren Behandler oder ihre Behandlerin verlieren. Dies entspricht 27,1 % aller im Jahr 2024 behandelten Versicherten. [Dieser Passus adressiert die Versorgungssituation auf Bundesebene und kann seitens Ihrer KZV mit Daten aus dem eigenen KZV-Bereich ersetzt oder ergänzt werden, um dem/der Abgeordneten, die Brisanz in der eigenen Region zu verdeutlichen.]
Ich bitte Sie eindringlich, sich im parlamentarischen Verfahren zum GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz dafür einzusetzen, dass die Regelungsinhalte zur kieferorthopädischen Versorgung aus dem Gesetz gestrichen werden. Da das Gesetzgebungsverfahren noch vor der parlamentarischen Sommerpause abgeschlossen werden soll, drängt die Zeit sehr. 
Mit freundlichen Grüßen

